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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ergänzung 
des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 144. Sitzung am 8. Juli 1955 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf 
folgende Änderung vorzuschlagen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Der Entwurf will das Gesetz zur Ausführung des Abkommens vom 
27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden vom 24. August 
1953 (BGBl. I S. 1003) förmlich ändern. Das Gesetz vom 24. August 
1953 ist ein Zustimmungsgesetz. Änderungen eines solchen Gesetzes 
bedürfen wiederum der Zustimmung des Bundesrates. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Bundesregierung nimmt zu dem Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Die Auffassung des Bundesrates, daß das Zweite Gesetz zur Er- 
gänzung des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens vom 27. Fe- 
bruar 1953 über deutsche Auslandsschulden der Zustimmung des 
Bundesrates bedürfe, weil es das mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassene Gesetz zur Ausführung des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden vom 24. August 1953 (BGBl. I 
S. 1003) förmlich ändere, wird von der Bundesregierung nicht ge- 
teilt. Entgegen der Auffassung des Bundesrates ist eine Änderung 
eines Gesetzes, das mit Zustimmung des Bundesrates erlassen worden 
ist, nur dann zustimmungsbedürftig, wenn eine Vorschrift geändert 
wird, welche das Erfordernis der Zustimmung des Bundesrates zu 
dem älteren Gesetz begründet hat oder aber mit einer solchen Vor- 
schrift in untrennbarem Zusammenhang steht. Diese Voraussetzungen 
sind bei dem Gesetz nicht gegeben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 



Entwurf eines Zweiten Gesetzes 


zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung des Abkommens 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1955 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) in der Fassung 
des Gesetzes vom 9. Februar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 57) wird wie folgt ergänzt: 

l.§ 76 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Dem Antrag auf eine gerichtliche 
Entscheidung nach den Absätzen 1 und 2 
kann erst stattgegeben werden, wenn die in 
Absatz 4 bestimmte Frist abgelaufen ist 
und folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Das Regelungsangebot muß von Gläu- 
bigern angenommen worden sein, deren 
Forderungen die Mehrheit des Gesamt- 
betrages derjenigen Schuldverschreibun- 
gen einer Anleihe ausmachen, die bis 
zum vierzehnten Tage vor Stellung des 
Antrages nach Maßgabe des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes vom 19. August 
1949 (WiGBl. S. 295) oder des Bereini- 
gungsgesetzes für deutsche Auslandsbonds 
vom 25. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 553) anerkannt worden oder die in 
anderer Weise als rechtsgültig ausstehend 
anzusehen sind; 

2. soweit Gläubiger von Schuldverschrei- 
bungen, die gemäß Nummer 1 anerkannt 
worden oder sonst als rechtsgültig aus- 
stehend anzusehen sind, spätestens am 
vierzehnten Tage vor dem Verhandlungs- 
termin (§ 83) schriftliche Einwendungen 
gegen das Regelungsangebot bei der 
Stelle erheben, bei der gemäß dem Rege- 
lungsangebot die alten Schuldverschrei- 
bungen oder Zinsscheine zum Umtausch 
einzureichen sind, dürfen die Forderungen 
dieser Gläubiger nicht einen Betrag von 
25 vom Hundert desjenigen Gesamtbe- 
trages erreichen, für den nach Maßgabe 


des Regelungsangebots Sicherheiten zu 
bestellen oder aufrechtzuerhalten sind. 

Die vorstehenden Vorschriften gelten nicht, 
falls die Änderung von Sicherheiten, die 
durch die gerichtliche Entscheidung herbei- 
geführt werden soll, nur in einer Herab- 
setzung des Betrages des Grundpfandrechts 
oder einer sonstigen Sicherheit besteht, um 
die Sicherheit dem in Nummer 2 genannten 
Gesamtbetrag der Schuld anzupassen, oder 
falls die Änderung nur darin besteht, daß 
an die Stelle einer Sicherungshypothek der 
in § 1187 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
bezeichneten Art, für die ein Vertreter nach 
§ 1189 des Bürgerlichen Gesetzbuches be- 
stellt ist, ein Grundpfandrecht zugunsten 
des Treuhänders oder eines sonst nach den 
Anleihebedingungen Berechtigten tritt. “ 

2. Nach § 76 a wird folgender § 76 b ein- 
gefügt: 

76 b 

Sind im Ausland von einem Treuhänder 
gegen Hinterlegung einer einheitlichen 
Schuldverschreibung Teilzertifikate oder 
von einer Hinterlegungsstelle gegen Hinter- 
legung von Teilschuldverschreibungen Hin- 
terlegungszertifikate ausgegeben worden, so 
sind die Vorschriften des § 76 Abs. 3 sinn- 
gemäß anzuwenden. Als Gläubiger gilt in- 
soweit der berechtigte Inhaber des als 
rechtsgültig ausstehend anzusehenden Teil- 
zertifikats oder Hinterlegungszertifikats. “ 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel III 

Das Gesetz tritt mit Wirkung von dem in 
§ 117 des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden bezeichneten Tage in Kraft. 
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Begründung 


Die in dem Abkommen über deutsche Aus- 
landsschulden vom 27. Februar 1953 (BGBL II 
S. 331) und seinen Anlagen vorgesehene Re- 
gelung der Schuldverhältnisse führt in zahl- 
reichen Fällen dazu, daß die auf Grund be- 
stehender Verträge gestellten Sicherheiten nach 
Art und Umfang dem neuen Schuldvertrag 
oder den bei Abschluß des neuen Vertrages 
herrschenden Umständen nicht mehr ent- 
sprechen. In Art. V Ziff. 12 der Anlage II 
des Abkommens ist daher vorgesehen, daß der 
Schuldner in derartigen Fällen eine Änderung 
der Art und des Umfangs der Sicherheit Vor- 
schlägen kann, wobei jedoch die vorgeschla- 
gene Sicherheit voll angemessen und für die 
Gläubiger annehmbar sein muß. Demgemäß 
sind in den §§ 75 bis 89 des Gesetzes zur Aus- 
führung des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden vom 
24. August 1953 (BGBL I S. 1003) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 9. Februar 1955 
(BGBL I S. 57) besondere Vorschriften über 
die Änderung und Aufhebung von Sicherhei- 
ten für Forderungen aus Schuldverschreibun- 
gen getroffen. Diese Vorschriften haben sich 
aus den im folgenden erörterten Gründen in 
einigen Punkten als nicht ausreichend erwiesen 
und bedürfen daher der Ergänzung: 

l.In § 76 Abs. 1 und 2 des Ausführungs- 
gesetzes wird dem Schuldner das Recht ein- 
geräumt, die zu einer im Regelungsangebot 
vorgesehenen Änderung der Art und des 
Umfangs von Sicherheiten erforderlichen 
Willenserklärungen des Treuhänders oder 
eines sonst nach den Anleihebedingungen 
Berechtigten durch gerichtliche Entschei- 
dung ersetzen zu lassen. Nach § 76 Abs. 3 
und 4 des Ausführungsgesetzes in der bisher 
geltenden Fassung ist die Zulässigkeit einer 
solchen gerichtlichen Entscheidung u. a. von 
der Voraussetzung abhängig, daß die in § 76 
Abs. 3 Nr. 1 näher bezeichnete Mehrheit 
der Gläubiger innerhalb einer am 31. De- 
zember 1954, spätestens aber mit Ablauf 
eines Jahres nach dem Tage der ersten Ver- 
öffentlichung der Empfehlung des Rege- 
lungsangebots durch die Gläubigervertreter 
oder der Bekanntmachung der Entscheidung 
des Schieds- und Vermittlungsausschusses 
endenden Frist das Regelungsangebot ange- 
nommen hat. Die Vorschrift hat sich als 
unzweckmäßig erwiesen. Da die Mindest- 
frist zur Annahme des Regelungsangebots 
für den Inhaber einer unter Anlage II des 


Londoner Schuldenabkommens f allenden 
Schuldverschreibung nach Art. 15 Abs. 2 b 
des Schuldenabkommens fünf Jahre beträgt, 
würde eine Bindung der Gläubiger an die 
Frist des § 76 Abs. 4 des Ausführungsge- 
setzes die Berücksichtigung des Willens der 
sich erst nach Ablauf dieser Frist für die 
Annahme des Regelungsangebots entschei- 
denden Gläubiger unmöglich machen und 
die Gläubiger zwingen, sich schon inner- 
halb eines Jahres zu entschließen. Umge- 
kehrt müßte auch der Schuldner sich mit 
dem Stand der Dinge abfinden, der sich 
innerhalb der verhältnismäßig kurzen Frist 
des § 76 Abs. 4 des Ausführungsgesetzes 
ergibt. 

Der Gesetzentwurf sieht daher in Art. 1 
Nr. 1 eine Neufassung des § 76 Abs. 3 des 
Ausführungsgesetzes vor. Der Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung soll zwar erst 
nach Ablauf der in § 76 Abs. 4 des Aus- 
führungsgesetzes bestimmten Frist, dann 
aber auch in dem Falle zulässig sein, daß 
die erforderliche Mehrheit der Gläubiger 
erst später zustandekommt. In § 76 Abs. 3 
Nr. 1 des Ausführungsgesetzes kann dem- 
entsprechend der Kreis der Gläubiger, deren 
Mehrheit das Regelungsangebot angenommen 
haben muß, nicht auf diejenigen Gläubiger 
beschränkt bleiben, deren Schuldverschrei- 
bungen während der in Absatz 4 bestimm- 
ten Frist bereinigt worden sind, vielmehr 
wird für die Abgrenzung dieses Gläubiger- 
kreises hinsichtlich der Bereinigung nun- 
mehr auf die Antragstellung durch den 
Schuldner abgestellt. Dabei mußte aber dem 
Umstand Rechnung getragen werden, daß 
die Beschaffung der erforderlichen Nach- 
weise durch den Schuldner eine gewisse Zeit 
in Anspruch nehmen wird und sich der 
Gesamtbetrag der bereinigten Schuldver- 
schreibungen bis zur Vorlage der Nachweise 
bei Gericht bereits wieder verändert haben 
kann. Der Entwurf sieht daher für die 
Berechnung der Gläubigermehrheit einen 
zwei Wochen vor der Antragstellung lie- 
genden Stichtag vor. 

Die Rechte der Gläubiger, die dem Rege- 
lungsangebot widersprechen wollen, werden 
durch die neue Fassung des § 76 Abs. 3 
nicht geschmälert. Diese Gläubiger können 
im Gegenteil die in § 76 Abs. 3 Nr. 2 des 
Ausführungsgesetzes bezeichneten schrift- 
lichen Einwendungen nicht nur, wie bisher, 
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innerhalb der Frist des § 76 Abs. 4, sondern 
nach § 76 Abs. 3 Nr. 2 des Ausführungs- 
gesetzes in der Fassung des Entwurfs bis 
spätestens zwei Wochen vor dem Verhand- 
lungstermin des Gerichts erheben, dessen 
Entscheidung nach § 76 Abs. 3 Satz 1 des 
Ausführungsgesetzes in der Fassung des Ent- 
wurfs stets erst nach Ablauf der Frist des 
§ 76 Abs. 4 ergehen kann. Die Wahl eines 
vor der gerichtlichen Entscheidung liegen- 
den Stichtages rechtfertigt sich aus den glei- 
chen Erwägungen, aus denen der Entwurf 
bei der Berechnung der Gläubigermehrheit 
nach § 76 Abs. 3 Satz 1 einen zwei Wochen 
vor der Antragstellung liegenden Stichtag 
vorsieht. 

§ 76 Abs. 3 Nr. 2 setzt voraus, daß die 
Gläubiger, deren Widerspruch unter be- 
stimmten Voraussetzungen eine gerichtliche 
Entscheidung nach den Absätzen 1 und 2 
unzulässig macht, schriftliche Einwendungen 
gegen das Regelungsangebot bei den Gläu- 
bigervertretern oder den an deren Stelle 
tretenden Organisationen oder, falls eine 
Entscheidung desSchieds- und Vermittlungs- 
ausschusses ergangen ist, bei diesem erheben. 
Bei der Fassung der Vorschrift war davon 
ausgegangen worden, daß sowohl der Wi- 
derspruch gegen das Regelungsangebot, wie 
dessen Annahme gemäß § 76 Abs. 3 Nr. 1 
innerhalb der Frist des Absatzes 4 erfolgt 
sein müßten und daß die Enrichtung der 
Gläubigervertreter (Art. VIII der Anlage II 
des Londoner Schuldenabkommens) oder 
anderer, an deren Stelle tretender Organi- 
sationen bis zum Ablauf dieser Frist noch 
weiter bestehen werde. Für eine spätere 
Zeit kann jedoch mit einem Fortbestehen 
dieser Einrichtung nicht gerechnet werden, 
da die den Gläubigervertretern nach dem 
Schuldenabkommen obliegenden Aufgaben 
mit dem Zustandekommen des Regelungs- 
angebots normalerweise erfüllt sind 
und für eine Verlängerung der Funk- 
tion der Gläubigervertreter oder deren 
Ersatz durch eine entsprechende andere 
Organisation bis zum Ablauf der in 
Art. XV Abs. 2 b des Schuldenabkommens 
bestimmten Frist von fünf Jahren voraus- 
sichtlich kein Bedürfnis bestehen wird. Der 
Entwurf sieht daher als Stelle, bei der die 
schriftlichen Einwendungen der Gläubiger 
geeen das Regelungsangebot zu erheben 
sind, nunmehr die Umtauschstelle vor und 
trägt damit dem Umstande Rechnung, daß 
auch die Annahme des Regelungsangebots 


regelmäßig durch Einreichung der alten 
Schuldverschreibungen oder der Zinsscheine 
bei dieser Stelle erfolgt. In Interesse der 
Einheitlichkeit soll die Umtauschstelle auch 
in den Fällen zuständig sein, in denen eine 
Entscheidung des Schieds- und Vermitt- 
lungsausschusses ergangen ist. Damit wird 
gleichzeitig für die Beteiligten die Notwen- 
digkeit beseitigt, die Erfüllung der Vor- 
aussetzungen des § 76 Abs. 3 Nr. 1 und 2 
durch verschiedene Stellen feststellen zu 
lassen. 

§76 Abs. 3 des Ausführungsgesetzes läßt in 
seinem letzten Satz die Ersetzung der Wil- 
lenserklärungen des Treuhänders oder eines 
sonst nach den Anleihebedingungen Berech- 
tigten durch gerichtliche Entscheidung ohne 
Rücksicht . auf die Stellungnahme der ein- 
zelnen Gläubiger zu dem Regelungsangebot 
zu, wenn es sich lediglich darum handelt, 
den Betrag des Grundpfandrechts oder einer 
sonstigen Sicherheit herabzusetzen, um die 
Sicherheit dem neuen Gesamtbetrag der 
Schuld anzupassen. Nach dem Entwurf soll 
das gleiche gelten, wenn die im Regelungs- 
angebot vorgesehene Änderung der Sicher- 
heit nur darin besteht, eine nach § 1187 
BGB für Forderungen aus Inhaberschuld- 
verschreibungen eingetragene Sicherungs- 
hypothek, bei der nach § 1189 BGB ein 
Vertreter für die jeweiligen Gläubiger be- 
stellt worden ist, durch ein Grundpfandrecht 
zugunsten des Treuhänders oder eines 
sonst nach den Anleihebedingungen Berech- 
tigten zu ersetzen. Die Berichtigung des 
Grundbuchs, die notwendig wird, um die 
in § 75 des Ausführungsgesetzes bestimmte 
Zweiteilung der Sicherheiten im Grundbuch 
auszuweisen, wird bei Hypotheken der in 
§ 1187 BGB bezeichneten Art insofern auf 
große Schwierigkeiten stoßen, als § 50 GBO 
vorschreibt, daß bei der Eintragung einer 
solchen Hypothek außer Anzahl und Be- 
trag der Teilschuldverschreibungen auch 
deren Bezeichnung in das Grundbuch ein- 
zutragen ist. Soweit nicht alle Inhaber von 
Schuldverschreibungen das Regelungsange- 
bot annehmen, ergibt sich die Notwendig- 
keit, bei jeder einzelnen Teilhypothek die 
Veränderung und den Wechsel des Vertre- 
ters nach § 1189 BGB zu vermerken. Das 
würde nicht nur zu einer Überlastung und 
Unübersichtlichkeit des Grundbuchs führen, 
sondern auch die Gefahr von Irrtümern bei 
der Übertragung der Nummernverzeich- 
nisse in das Grundbuch hervorrufen. Es 
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erscheint daher zweckmäßig, die Umwand- 
lung von Hypotheken nach § 1187 BGB 
in Grundpfandrechte zugunsten eines Treu- 
händers zu erleichtern, wenn das Regelungs- 
angebot diese Umwandlung vorsieht. Von 
dem Erfordernis, daß eine Mehrheit der 
Gläubiger einer solchen Änderung der 
Sicherheit zustimmt oder eine bestimmte 
Minderheit ihr nicht widerspricht, kann in 
diesen Fällen abgesehen werden, da die 
Gläubiger durch die Umwandlung der Art 
des Grundpfandrechts und die Änderung 
der formellen Inhaberschaft in wirtschaft- 
licher Hinsicht nicht beeinträchtigt werden. 

2. Bei einigen Ausländsanleihen hat der Schuld- 
ner bei der ausländischen Treuhandbank 
eine von ihm ausgestellte Globalschuldur- 
kunde hinterlegt, auf Grund deren die 
Bank dann ihrerseits Teilzertifikate ausge- 
geben hat. Ebenso sind verschiedentlich von 
der ausländischen Bank gegen Hinterlegung 
der ursprünglich ausgegebenen Teilschuld- 
verschreibungen durch die Gläubiger Hinter- 
legungszertifikate ausgegeben worden. Auch 
dort, wo in diesen Fällen nach den getrof- 
fenen Vereinbarungen die Bank formal- 
rechtlich alleinige Gläubigerin des Anleihe- 
schuldners ist, stehen die Gläubigerrechte 
doch wirtschaftlich den Inhabern der Zerti- 
fikate zu. Die Bank handelt nicht im eige- 
nen Interesse, sondern im Interesse der Zer- 
tifikatinhaber. Deren Entscheidung soll da- 
her, auch wenn die Zertifikatinhaber nicht 
zu Erklärungen über die Annahme des 
Regelungsangebots dem Schuldner gegen- 


über berechtigt sind, doch maßgebend sein 
für die Frage, ob die Voraussetzungen des 
§ 76 Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Ausführungs- 
gesetzes erfüllt sind. Eine sinngemäße An- 
wendung dieser Vorschrift wird demnach 
dazu führen, daß die von den Zertifikatin- 
habern bei der Treuhandbank oder Hinter- 
legungsstelle abgegebenen Zustimmungs- 
erklärungen oder die bei dieser erhobenen 
Einwendungen an die Stelle der in § 76 
Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Ausführungsgesetzes 
vorausgesetzten Willenserklärungen der 
Gläubiger treten. 

Art. I Nr. 2 des Entwurfs stellt diese Rechts- 
lage ausdrücklich klar, indem bestimmt wird, 
daß als Gläubiger im Sinne des § 76 Abs. 3 
des Ausführungsgesetzes in den genannten 
Fällen die Inhaber der Zertifikate anzusehen 
sind. Soweit diese Vorschrift danach nicht 
unmittelbar anwendbar ist, weil die Zertifi- 
kate nicht der Bereinigung nach den Wert- 
papierbereinigungsgesetzen unterliegen, ist 
ihre sinngemäße Anwendung auch insoweit 
sowohl bei der Ausgestaltung des Regelungs- 
angebots wie im gerichtlichen Verfahren ge- 
boten. 

Art. II enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Art. III sieht vor, daß das Gesetz rückwirkend 
vom Tage des Inkrafttretens des Ausführungs- 
gesetzes selbst in Kraft tritt. Rechte der Gläu- 
biger oder des Schuldners werden durch die 
Anordnung der Rückwirkung nicht verletzt. 
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